
Es ist schon verrückt: Da 
ruft der Staat die Bürger zu 
vermehrten Ausgaben auf 
und schränkt seine eigenen 
ein. Da verlangt er von den 
Unternehmen mehr Arbeits-
plätze und reduziert sie im 
eigenen Bereich. 
Da erwartet er von der Wirt-
schaft Investitionen und 
fährt seine eigenen 
herunter!

In welchem Maß der 
Staat in Sachen Ausga-
ben gegen seine eige-
nen Forderungen 
verstößt, zeigt sich 
an den Kürzungen 
aller Etats. Dass 
er diese Kürzun-
gen auch noch als 
„Sparen“ bezeich-
net, obwohl da-
mit im normalen 
Sprachgebrauch 
das Gegenteil, 
nämlich Rückla-
genbildung ver-
standen wird, ist 
fast schon eine 
Orwell’sche Meis-
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terleistung. Mit den Folgen dieses 
staatlichen „Sparens“ werden wir 
tagtäglich auf allen Ebenen unse-
res Lebens konfrontiert, ob bei den 
Ausgaben der Gemeinden, der Län-
der oder des Bundes, so dass dies 
kaum weiterer Erörterungen bedarf. 
Doch bei den Auswirkungen auf Ar-

beitsplätze und In-
vestitionen lohnt 

eine genau-
ere Betrach-
tung. 

Der Staat und die Arbeitsplätze

Zieht man zu diesem Thema die of-
fi ziellen Zahlen heran, dann wur-
den die Vollzeitbeschäftigten im öf-
fentlichen Dienst von 5,1 Millionen 
1991 auf 2,9 Millionen 2003 abge-
baut, also fast um die Hälfte! Zwar 

war der vereini-
gungsbedingte 

Anstieg der 
öffentlich Be-
s ch ä f t i g t e n 

von 3,6 
a u f 

Der Staat erwartet von der Wirtschaft Investitionen und fährt seine eigenen herunter.
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anfangs 5,1 Millionen, auf Grund 
der Praxis in der ehemaligen DDR 
sicherlich überzogen. Aber selbst 
wenn man diese Arbeitsplätze in 
den neuen Ländern auf die west-
deutschen Relationen herunter 
rechnet, ergibt sich für Ende 1991 
immer noch   ein realistischer Wert 
von 4,5 Millionen, der dann bis 
Ende 2003 um 1,6 Millionen und 
damit um gut ein Drittel abgebaut 
wurde! 

Das aber heißt, der Staat, der über 
die hohe Arbeitslosigkeit von rund 
vier Millionen klagt, ist mit sei-
nem eigenen Arbeitsplatz-Abbau in 
Höhe von 1,6 Millionen daran zu 40 
Prozent beteiligt! Daran ändert sich 
auch nichts, wenn man beschöni-
gend von „Freisetzungen“ redet! 

Der Staat und seine 
Investitionen

Überprüft man die öffentlichen In-
vestitionsausgaben, dann wurden 
diese von 1965 bis 2003 von 12 
auf 33 Milliarden Euro auf knapp 
das Dreifache ausgeweitet. Ver-
gleicht man diese Entwicklung aber 
mit den Steuereinnahmen, die in 
der gleichen Zeit von 54 auf 468 
Milliarden und damit das Neunfa-
che zunahmen, wird der relative 
Rückfall der Investitionsausgaben 
erkennbar. 
Diese unterschiedlichen Entwick-
lungen der Staatseinnahmen und 
Investitionsausgaben werden noch 
deutlicher, wenn man die Milliar-
denbeträge in Prozenten der Steu-

ereinnahmen 
u m r e c h n e t , 
wie in der Gra-
fi k geschehen. 
Hieraus geht 
hervor, dass 
die Investi-
tionen, die 
1965 immer-
hin noch bei 
22 Prozent der 
Steuereinnah-
men lagen, 
bis 2003 auf 
rund sieben 
Prozent abge-
sunken sind. 
Das heißt, 
der Staat hat 
seine laufenden Investitionsaus-
gaben, verglichen mit 1965, auf 
ein Drittel herunter gefahren. Mit 
dieser radikalen Reduzierung hat 
er zwangsläufi g in der Wirtschaft 
große Auftragslöcher gerissen und 
damit zusätzlich die Arbeitslosig-
keit erhöht!

Die Ursachen des 
Investitionsabbaus 

Sucht man nach Gründen für die-
sen Investitionsabbau, dann muss 
es zwangsläufi g andere Ausgaben-
posten geben, die in einem ähnli-
chen Umfang an-
gestiegen sind. 
Fündig wird man 
bei den staatlichen 
Z i n s a u s g a b e n . 
Denn dieser Pos-
ten, der langfris-
tig im Gleichschritt 
mit der Verschul-
dung zugenommen 
hat, stieg in den 38 
Jahren von 2 auf 66 
Milliarden Euro an, 
also auf das 33-fa-
che und damit drei-
einhalb Mal so rasch als die Steuer-
einnahmen des Staates!  
Gemessen an diesen Steuerein-
nahmen stiegen die Zinszahlungen 
von drei auf vierzehn und damit 

um elf Prozentpunkte an, während 
die Investitionen, von 22 auf zwölf 
Prozent fallend, um zehn Prozent-
punkte abgebaut wurden. Das aber 
heißt, die steigenden Zinszahlun-
gen wurden praktisch im vollen 
Umfang durch Reduzierung der In-
vestitionen ausgeglichen! Diese 
gleichgewichtige Gegenläufi gkeit 
beider Entwicklungen geht beson-
ders deutlich aus den zusätzlich 
in der Grafi k eingetragenen Trend-
linien hervor, die sich etwa 1989 
kreuzen. Dabei spiegelt die Trend-
linie der Zinsen gleichzeitig den 
langfristigen Anstieg der Staatsver-

schuldung wider. 
Nun sollte man ei-
gentlich annehmen, 
dass der Staat, auf 
Grund der ständi-
gen Schuldenaus-
weitungen, seine 
Investitionstätig-
keit zumindest auf 
gleicher Höhe ge-
halten hätte, da der 
Umfang der jährli-
chen Kreditaufnah-
men offi ziell auf die 
Höhe der Investitio-

nen begrenzt ist. Doch wie die Gra-
fi k zeigt, war genau das nicht der 
Fall: Gemessen an Steuereinnah-
men und Gesamtausgaben wurden 
die Investitionen laufend verringert! 

Der Staat ist mit seinem eigenen Arbeits-
platz-Abbau in Höhe von 1,6 Millionen da-
ran zu 40 Prozent an der Arbeitslosigkeit 
beteiligt.

Hieraus geht hervor, dass 
die Investitionen, die 

1965 immerhin noch bei 
22 Prozent der Steuerein-
nahmen lagen, bis 2003 
auf rund sieben Prozent 
abgesunken sind. Das 

heißt, der Staat hat seine 
laufenden Investitions-

ausgaben, verglichen mit 
1965, auf ein Drittel her-

unter gefahren. 
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Die Schwierigkeiten liegen nicht so 
sehr in den neuen Gedanken, als 

in der Befreiung von den alten.
John Maynard Keynes, Nationalökonom

Wofür aber wurden dann die stän-
digen Geldaufnahmen verwendet? 
Geht man dieser Frage nach, dann 
zeigt sich, dass die ganzen Aus-
weitungen der Schulden, die sich 
in dem dargestellten Zeitraum auf 
insgesamt 1,3 Billionen Euro sum-
mieren, fast ausschließlich in den 
Zinsendienst gefl ossen sind! Das 
heißt, die jährlichen Neukreditauf-
nahmen stellten praktisch nur ei-
nen durchlaufenden Posten vom 
Kapitalmarkt an den Kapitalmarkt 
dar! Sie waren also zu gar nichts 
nutze, außer, dass sie den Reich-
tum der Geldgeber im gleichen Bil-
lionenumfang erhöhten, wie die 
Staatsverschuldungen und damit 
die Zinslasten wuchsen!

Die Schwankungen der 
Kurvenverläufe

Neben den langfristigen Entwick-
lungstrends zeichnen sich in den 
Kurvenverläufen deutliche Schwan-
kungen ab. Diese hängen vor allem 
mit den Hochzinsphasen zusam-
men, in deren Folge sich z.B. die 
Zinslasten jeweils erhöhen, um an-
schließend wieder zu sinken. Zum 
Ausgleich kommt es bei den Inves-
titionsausgaben dagegen eher zu 
umgekehrten Entwicklungen. Diese 
Gegenläufi gkeiten sind in der Gra-
fi k, vor allem von 1980 bis 1983 
und von 1992 bis 1995, gut zu er-
kennen. In Phasen niedriger Zin-
sen, wie von 1983 bis 1990, kommt 
es dagegen eher zu parallelen Ent-
wicklungen beider Größen.

Besonders deut-
lich wird der rela-
tive Rückgang der 
Zinslasten in der 
Niedrigzinsphase 
nach 1995, der 
durch die Reduzie-
rungen der Neu-
verschuldungen 
Ende der neun-
ziger Jahre noch 
verstärkt wurde. 
Dass es in diesen 
Jahren, trotz deut-
licher Zinslast-
Absenkung zu kei-
nem Anstieg der Investitionen kam, 
zeigt die inzwischen erreichte pre-
käre Lage der öffentlichen Kassen. 
Dass diese unterbliebene Belebung 
der öffentlichen Nachfrage zusätzli-
che negative Auswirkungen auf die 
allgemeine Konjunkturlage hatte, 
steht außer Zweifel. Dabei wird die 
heutige Konjunktur auch noch von 
jenen Zinslasten beeinträchtigt, 
die aus den fast vier Mal so hohen 
Schulden der Unternehmen und 
Privathaushalte resultieren. Ange-
sichts der stän-
digen Zunahme 
dieser Gesamtver-
schuldungen, die 
in Deutschland be-
reits das Dreifache 
der jährlichen Wirt-
schaftsleistung er-
reicht haben, wirkt 
sich jede erneute 
H o ch z i ns p has e 
immer verhee-

render aus. Schon ein Anstieg der 
Zinssätze um zwei Prozentpunkte 
bedeutet gesamtwirtschaftlich ei-
nen Belastungsanstieg von 120 
Milliarden Euro und alleine bei den 
öffentlichen Haushalten von 27 
Milliarden! Damit dürfte der Hand-
lungsspielraum des Staates auf 
eine Weise eingeengt werden, die 
ihn zu weiteren Ausgabenreduzie-
rungen zwingt und seine Forderun-
gen an Wirtschaft und Verbraucher 
noch widersprüchlicher macht.

Angesichts der ständigen Zunahme dieser Gesamtverschuldungen, 
wirkt sich jede erneute Hochzinsphase immer verheerender aus.
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